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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10, März 1965 

II/4 — 62000 — 5146/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der 
Rationalisierung im Steinkohlenbergbau 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 5, März 1965 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf des Gesetzes keine Einwendungen zu erheben. Er ist 
der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestr'aße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der Rationalisierung 

im Steinkohlenbergbau 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zur Förderung der Rationalisierung 
im Steinkohlenbergbau vom 29. Juli 1963 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 549) wird wie folgt geändert: 

1. ln § 33 Abs. 5 Satz 1 wird die Jahreszahl „1965" 
durch die Jahreszahl „1966" ersetzt. 

2. ln § 34 wird die folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. die Leistungen, die unmittelbar zur Abwen- 
dung oder zum Ausgleich nachteiliger berg- 
baulicher Auswirkungen durch Wasser- 
zuflüsse aus stillgelegten Steinkohlenberg- 
werken auf andere Steinkohlenbergwerke 
von Mitgliedern des Verbandes an von ihnen 
zu diesem Zweck gebildete Vereinigungen 
oder von solchen Vereinigungen an ihre Mit- 
glieder bewirkt werden." 

3. § 39 Abs. 2 Satz 2 erhält die folgende Fassung: 

„In den Fällen der Entflechtung, der Fusion und 
des Erwerbs treten bei der Anwendung des 
Satzes 1 


1. an die Stelle des ursprünglichen Vierteljahrs- 
betrags der übernommene Vierteljahrsbetrag, 

2. an die Stelle des der Vermögensabgabe 
unterliegenden Vermögens der dem über- 
nommenen Vierteljahrsbetrag entsprechende 
Teil des der Vermögensabgabe unterliegenden 
Vermögens oder, wenn dieser vom Antrag- 
steller nicht nachgewiesen werden kann, das 
übernommene Vermögen, das sich im Zeit- 
punkt der Übernahme nach den für die Ver- 
mögensteuer maßgebenden Vorschriften er- 
rechnet." 

Artikel 2 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 
Nr. 2 für Leistungen, die nach dem 31. Dezember 1963 
bewirkt werden, und Nr. 3 mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1963 in Kraft. 
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Begründung 


Der Abschnitt II des Gesetzes zur Förderung der 
Rationalisierung im Steinkohlenbergbau vom 
29. Juli 1963 (BGBl. I S. 549) sieht bestimmte steuer- 
liche Maßnahmen vor, deren Ziel es ist, die Ratio- 
nalisierung im Steinkohlenbergbau zu erleichtern. 
Demselben Zweck dienen die im Abschnitt III des 
Gesetzes geregelten Finanzierungshilfen für die Ent- 
richtung der Vermögensabgabe und der Kredit- 
gewinnabgabe bei der Stillegung von Steinkohlen- 
bergwerken. Es hat sich gezeigt, daß es notwendig 
ist, einige Vorschriften dieser Abschnitte zu ändern 
bzw. zu ergänzen. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die nach § 33 des Gesetzes zur Förderung der Ratio- 
nalisierung im Steinkohlenbergbau bei bestimmten 
Umwandlungen von Kapitalgesellschaften und berg- 
rechtlichen Gewerkschaften vorgesehenen steuer- 
lichen Erleichterungen gelten nur für Umwandlun- 
gen, die bis zum 31. Dezember 1965 beschlossen wor- 
den sind. Die bisherige Entwicklung hat jedoch 
bereits gezeigt, daß die geplanten Umwandlungen 
bis zu diesem Zeitpunkt nicht beschlossen sein wer- 
den. Es ist deshalb notwendig, aber auch ausreichend, 
die Frist für die begünstigten Umwandlungen um 
ein Jahr — bis zum 31. Dezember 1966 — zu ver- 
längern. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Das Gesetz zur Förderung der Rationalisierung im 
Steinkohlenbergbau sieht in § 2 Abs. 2 Nr. 2 und 
§ 15 eine Förderung gemeinschaftlicher Maßnahmen 
des Bergbaus zur Abwendung oder zum Ausgleich 
nachteiliger bergbaulicher Auswirkungen von Still- 
legungen auf andere Steinkohlenbergwerke vor. So 
ist inzwischen im Ruhrgebiet eine Vereinigung zum 
Zwecke gemeinsamer Wasserhebung, insbesondere 
zur Hebung des aus den stillgelegten Steinkohlen- 
bergwerken in die weiterbetriebenen Nachbarberg- 
werke übertretenden Wassers gegründet worden. 
Im Interesse einer möglichst umfassenden Verwirk- 
lichung der von solchen Vereinigungen verfolgten 
Zwecke erscheint es erforderlich, Leistungen der Ver- 
einigungen an ihre Mitglieder und der Mitglieder 
an diese Vereinigungen insoweit von der Umsatz- 
steuer freizustellen, als die Leistungen der Abwen- 
dung oder zum Ausgleich der sich aus der Stillegung 
von Steinkohlenbergwerken ergebenden nachteili- 
gen bergbaulichen Auswirkungen durch Wasser- 
zuflüsse aus stillgelegten Steinkohlenbergwerken 
unmittelbar dienen. Bei Verkäufen von Gegenstän- 
den durch die Mitglieder an die Vereinigung oder 
umgekehrt ist eine Unmittelbarkeit nicht gegeben. 

■ Zu Artikel 1 Nr. 3 

Der Teil des Vierteljahrsbetrags der Vermögens- 
abgabe und der Kreditgewinnabgabe, der als auf das 


stillgelegte Steinkohlenbergwerk entfallend gilt und 
für dessen Ablösung eine Finanzierungshilfe nach 
Abschnitt III des Gesetzes zur Förderung der Ratio- 
nalisierung im Steinkohlenbergbau gewährt wird, 
ist nach dem Verhältnis zu ermitteln, in dem das 
ausschließlich dem stillgelegten Steinkohlenberg- 
werk dienende Anlagevermögen wertmäßig zu dem 
gesamten Anlagevermögen des Unternehmens steht. 
Dabei ist im Regelfall von dem der Vermögens- 
abgabe unterliegenden Vermögen am 21. Juni 1948 
auszugehen (§ 39 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur 
Förderung der Rationalisierung im Steinkohlenberg- 
bau). 

Für die Fälle der Entflechtung, der Fusion und des 
Erwerbs (nach dem 21. Juni 1948) war in § 39 Abs. 2 
Satz 2 des Gesetzes zur Förderung der Rationalisie- 
rung im Steinkohlenbergbau in der bisherigen Fas- 
sung bestimmt worden, daß der Berechnung nicht der 
ursprüngliche Vierteljahrsbetrag des Eigentümers 
vom 21. Juni 1948 und sein der Vermögensabgabe 
unterliegendes Vermögen, sondern statt dessen der 
vom jetzigen Eigentümer übernommene Vierteljahrs- 
betrag und das übernommene Vermögen zugrunde 
I zu legen sind. Diese Regelung ist getroffen worden 
i in der Annahme, daß in den genannten Sonderfällen, 
1 in denen der jetzige Abgabeschuldner ein anderer 
! ist als der zur Abgabe veranlagte ursprüngliche Ab- 
I gabepflichtige, ein Zurückgehen auf den Stichtag 
I der Abgabe und damit auf die Vermögensverhält- 
i nisse des Eigentümers vom 21. Juni 1948 praktisch 
nicht mehr möglich sei (vgl. Schriftlichen Bericht des 
Wirtschaftsausschusses des Bundestages — ^ Druck- 
sache IV/1279 — , S. 8 zu § 39 Buchstabe a. 

Inzwischen hat sich jedoch gezeigt, daß in den Ent- 
flechtungsfällen ein Zurückgehen auf den 21. Juni 
1948 ohne weiteres möglich ist, da in den Entflech- 
tungsplänen die Aufteilung der Vermögensabgabe 
des entflochtenen Unternehmens auf die Nachfolge- 
gesellschaften regelmäßig so vorgenommen worden 
ist, als ob diese bereits am 21. Juni 1948 Eigentümer 
der auf sie übergegangenen Vermögenswerte gewe- 
sen wären. Auch in den Fusionsfällen kann der Ver- 
mögensstand der sich zusammenschließenden Unter- 
nehmen am 21. Juni 1948 zugrunde gelegt werden. 
In den Erwerbsfällen ist es ebenso, jedoch nur dann, 
wenn der Veräußerer dem Erwerber, der einen Teil 
seiner Vermögensabgabe übernommen hat, die ent- 
sprechenden Unterlagen zur Verfügung stellt. Diese 
Unterlagen liegen dem Finanzamt zwar vor; dieses 
kann sie aber mit Rücksicht auf das Steuergeheimnis 
— § 22 AO — dem Erwerber nicht bekanntgeben. 
Im Interesse der möglichst einheitlichen Behand- 
lung aller Fälle ist nunmehr in der Neufassung des 
§ 39 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Förderung der 
Rationalisierung im Steinkohlenbergbau vorgesehen, 
in den genannten Sonderfällen ebenso wie in den 
Normalfällen des § 39 Abs. 2 Satz 1 dieses Gesetzes 
von dem der Vermögensabgabe unterliegenden Ver- 
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mögen am 21. Juni 1948 auszugehen, soweit dies 
durchführbar ist. Wenn der Antragsteller jedoch 
dieses Vermögen nicht nachweisen kann, läßt sich 
der Berechnung nur das übernommene Vermögen 
mit seinem steuerlichen Wert im Zeitpunkt der Über- 
nahme zugrunde legen. 


Zu Artikel 2 

Artikel 2 erhält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Das Gesetz soll am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft treten. Die Änderungen für die Umsatz- 
steuer sollen jedoch bereits für Leistungen gelten, 
die nach dem 31. Dezember 1963 bewirkt werden. 
Die Änderungen beim Lastenausgleich und bei der 
Kreditgewinnabgabe sollen schon ab Inkrafttreten 


des Gesetzes zur Förderung der Rationalisierung im 
Steinkohlenbergbau angewendet werden. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Verlängerung der Frist für die steuerliche Be- 
günstigung von Rationalisierungsumwandlungen 
soll nur die Verwirklichung der bereits nach der gel- 
tenden Regelung geplanten Vorhaben ermöglichen. 
Sie hat daher keine neuen Mindereinnahmen zur 
Folge. 

Der Haushaltsausfall durch die umsatzsteuerliche 
Regelung ist für die Vergangenheit unbedeutend. 
Künftig führt die Regelung zu jährlichen Minder- 
einnahmen von etwa einer halben Million DM. 

Die Auswirkungen, die sich durch die Änderung des 
§ 39 des Gesetzes zur Förderung der Rationalisie- 
rung im Steinkohlenbergbau für den Haushalt erge- 
ben, lassen sich nicht übersehen. Sie sind aber nur 
unbedeutend. 
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